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Verfahrensordnung zur Besetzung von Professuren 
 
 
Der Senat der Universität Vechta hat am 18.08.2010 gemäß § 41 Abs. 1 NHG i.d.F. vom 26. Februar 2007 

(Nds. GVBl. 2007, S. 69 – VORIS 22210) die folgende Verfahrensordnung zur Besetzung von Professuren 

beschlossen. 

 

Inhaltsübersicht 
                   Seite 

I. Grundsätze 

§ 1 Geltungsbereich und Rechtsgrundlagen        3 

§ 2 Befangenheitsgrundsätze         4 

II. Vorbereitung des Verfahrens 

§ 3 Stellenzuordnung und Profilpapier          4 

§ 4 Ausschreibung            5 

III. Verfahren in der Berufungskommission 

§ 5 Bildung und Zusammensetzung der Berufungskommission       5 

§ 6 Konstituierende Sitzung           6 

§ 7 Verfahren nach Eingang der Bewerbungen, Vorauswahl      6 

§ 8 Begutachtung          6 

§ 9 Beschluss über die Vorbereitung des Berufungsvorschlages    7 

IV. Abschluss des Verfahrens; Sonstiges 

§ 10 Stellungnahme des Senats         7 

§ 11 Entscheidung des Präsidiums        7 

§ 12 Hochschulöffentliche Bekanntmachung des Berufungsvorschlages    7 

§ 13 Unterrichtung der nicht berücksichtigten Vorgeschlagenen und der nicht Platzierten  8 

§ 14 Antrittsvorlesung          8 

§ 15 Schlussbestimmungen         8 

 
Anhang 

Anlage 1:  Inhalt der Berufungsakte                 10 

Anlage 2:  Schreiben des MWK vom 10.01.2007 über Berufungen von 

   Professorinnen und Professoren                11 

 
 

I.  
Grundsätze 

 
§ 1 

Geltungsbereich und Rechtsgrundlage 

(1) Diese Ordnung regelt das Verfahren zur Besetzung von Professuren im Sinne der §§ 25 bis 28 NHG 
(Professorinnen und Professoren, Professorinnen und Professoren auf Zeit). 

 
(2) 1Grundlage dieser Ordnung sind die Bestimmungen des Nds. Hochschulgesetzes i. d. F. v. 

19.06.2010. 2Ferner finden die Vorschriften der Grundordnung und der allgemeinen Geschäftsordnung 
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der Universität Vechta in ihrer jeweils gültigen Fassung Anwendung, sofern diese Ordnung keine ab-
weichenden Regelungen enthält. 

 
(3) Die Bestimmungen des Schwerbehindertenrechtes sowie die Regelungen des allgemeinen Gleichbe-

handlungsgesetztes, insbesondere zur Gleichstellung sind zu beachten. 
 
(4) 1Berufungsunterlagen sind vertraulich zu behandeln. 2Die Erfordernisse des Persönlichkeitsschutzes, 

der Chancengleichheit und die datenschutzrechtlichen Bestimmungen sind einzuhalten. 
 
 

§ 2 
Befangenheitsgrundsätze 

(1) 1Die bisherige Stelleninhaberin/der bisherige Stelleninhaber darf an dem Berufungsverfahren weder 
entscheidend noch beratend mitwirken, insbesondere nicht am Ausschreibungstext mitwirken, nicht 
der Berufungskommission angehören oder im Senat mitwirken. 2Zulässig ist ein rückblickender Bericht 
über die bisherigen Aufgaben. 

 
(2) An einer Beratung oder Entscheidung der am Verfahren beteiligten Gremien darf ein Mitglied oder 

eine sonstige Person nicht mitwirken, wenn die Beratung bzw. Entscheidung dem Mitglied bzw. der 
Person selbst, seiner Ehegattin/seinem Ehegatten, Verwandten bis zum dritten, Verschwägerten bis 
zum zweiten Grad oder von ihr/ihm kraft Gesetz oder Vollmacht vertretenen Person einen besonderen 
Vorteil bringen kann. 

 
(3) 1Mitglieder der am Verfahren beteiligten Gremien bzw. am Verfahren beteiligte sonstige Personen, die 

als Betreuerinnen/Betreuer bei der Promotion oder Habilitation einer Bewerberin/eines Bewerbers, die 
oder der in die Vorauswahl gekommen ist, beteiligt gewesen sind, müssen vom weiteren Verfahren 
ausgeschlossen werden; sie werden durch Vertreterinnen/Vertreter ersetzt. 2Gleiches gilt für Perso-
nen, die in anderer Weise mit dem Werdegang der Bewerberin/des Bewerbers in so naher Verbindung 
stehen, dass eine völlige Neutralität nicht gewährleistet ist. 

 
(4) 1Werden externe Gutachten eingeholt, so sind auch für diese Personen die Grundsätze der 

Abs. 1 - 3 anzuwenden. 2Liegen zu einer Bewerberin/einem Bewerber mindestens zwei externe Gut-
achten vor, so kann im Einzelfall zusätzlich ein entsprechend gekennzeichnetes Gutachten einer mit 
dem Werdegang verknüpften Person i.S.d. Abs. 3 eingeholt werden. 

 
 

II. 
Vorbereitung des Verfahrens 

 

§ 3 
Stellenzuordnung und Profilpapier 

(1) Das Präsidium prüft unter Beteiligung der Gleichstellungsbeauftragten, ob die freiwerdende Stelle der 
Hochschulentwicklungsplanung der Universität entspricht. 

 
(2) Zu beachten ist dabei die mittel- und langfristige Ausrichtung der Entwicklungsplanung der Universität 

im Sinne eines gewünschten Lehr- und Forschungsprofils der Zukunft unter Berücksichtigung der fä-
cherübergreifenden Zusammenarbeit und die Integration der auszuschreibenden Professur in dieses 
Konzept. 

 
(3) Die bisherige Stelleninhaberin/ der Stelleninhaber ist an diesem Prozess nicht zu beteiligen. 
 
(4) 1In einem Profilpapier werden vom Institut/Fach, dem die Stelle zugeordnet ist, in Abstimmung mit 

dem Präsidium die Stellenanforderungen konkretisiert. 2Dieses beinhaltet die Denomination der Pro-
fessur mit ihrer inhaltlichen Ausrichtung und Schwerpunkten, Kooperationsmöglichkeiten innerhalb 
und außerhalb der Universität und die aus den Akkreditierungen hervorgegangenen Empfehlungen. 

 
(5) Das Profilpapier dient als Grundlage des Ausschreibungstextes. 
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§ 4 
Ausschreibung 

(1) 1Der Ausschreibungstext wird in Abstimmung mit dem Präsidium vom Institut/Fach verfasst. 2Der Se-
nat beschließt im Einvernehmen mit dem Präsidium und unter Einbeziehung der Gleichstellungsbeauf-
tragten und der Schwerbehindertenvertretung den Ausschreibungstext. 3§ 2 Abs. 3 gilt entsprechend. 
4Das Fachministerium genehmigt den Ausschreibungstext. 

 
(2) 1Die Professur ist öffentlich auszuschreiben. 2Die Fakultäten/Fachbereiche anderer Hochschulen kön-

nen direkt über die Ausschreibung informiert werden. 3Über die Modalitäten entscheidet das Präsidi-
um. 

 
(3) 1Ausnahmen vom Ausschreibungserfordernis bilden die Fälle nach § 26 Abs. 1 S.2 Nrn. 1 – 5 NHG. 

2In den genannten Fällen kann von einer Ausschreibung abgesehen werden sowie das Berufungsver-
fahren durch eine weitere Ordnung abweichend von dieser Ordnung geregelt werden. 3Die Ermes-
sensentscheidung über das Absehen von einer Ausschreibung trifft das Fachministerium auf Vor-
schlag des Präsidiums. 

 
 

III. 
Verfahren in der Berufungskommission 

 
§ 5 

Bildung und Zusammensetzung der Berufungskommission 

(1) 1Zeitnah mit der Ausschreibung wird vom Senat im Einvernehmen mit dem Präsidium eine Berufungs-
kommission gewählt. 2Der Senat nimmt insoweit gemäß § 36 Abs. 3 Satz 2 NHG die Aufgaben eines 
Fakultätsrates wahr. 3Vorschläge über die Besetzung werden durch das Institut/Fach von den jeweili-
gen Mitgliedergruppen im Institutsrat gemacht. . 4Die Amtszeit der Mitglieder endet mit der Rufannah-
me, mit der Ausschöpfung der von der Berufungskommission erarbeiteten Liste oder mit der Beendi-
gung des Berufungsverfahrens aus anderen Gründen. 

 
(2) 1Ist eine Professur im Institut für katholische Theologie zu besetzen, wird die Berufungskommission 

zeitnah mit der Ausschreibung -abweichend von Abs. 1- vom Institutsrat im Einvernehmen mit dem 
Präsidium gebildet. 2Das Institut nimmt insoweit die Aufgaben einer Fakultät gemäß § 54 Abs. 1 Satz 
1 NHG wahr. 3Das Verfahren in der Berufungskommission richtet sich im Übrigen nach den Bestim-
mungen des Abschnitts III. dieser Ordnung. 4Das weitere Verfahren richtet sich nach § 26 Abs. 2 Sät-
ze 6 - 9 NHG i.V.m. Abschnitt IV dieser Ordnung. 

 
(3) 1Die Kommission besteht in der Regel aus 5 Mitgliedern der Professorengruppe und je zwei Mitglie-

dern der Mitarbeiter-, Studierenden- und MTV-Gruppe; die MTV-Mitglieder haben kein Stimmrecht. 
2Sie werden von den Senatsvertreterinnen und –vertretern der jeweiligen Gruppe gewählt. 3Als weite-
re beratende Mitglieder gehören der Kommission die Schwerbehindertenvertretung, die Gleichstel-
lungsbeauftragte und eine/ein Präsidiumsbeauftragte/-beauftragter als Berufungsbeauftragte/r sowie 
ggf. eine Vertreterin/ein Vertreter der Stifterin/des Stifters bzw. der Forschungseinrichtung i.S.d. § 28 
Abs. 1 Nrn. 5 und 6 NHG an. 4Zusätzliche beratende Mitglieder können bei fachlicher und/oder inhalt-
licher Erfordernis zusätzlich vom Senat im Einvernehmen mit dem Präsidium bestellt werden. 5Diese 
gehören der Kommission mit Rede- und Antragsrecht an und sind wie die anderen Mitglieder zu laden 
und zu informieren. 

 
(4) 1Mindestens zwei Kommissionsmitglieder der Professorengruppe müssen Externe sein. 2Mindestens 

zwei Kommissionsmitglieder der Professorengruppe sollen Frauen sein. 3Insgesamt sollen vier stimm-
berechtigte Mitglieder Frauen sein. 4Eine Ausnahme der Regeln nach Satz 2 und 3 bedarf der Zu-
stimmung der Gleichstellungsbeauftragten. 

 
(5) 1Bei der Neustrukturierung eines Faches aus den Gründen des § 26 Abs. 3 S. 1 NHG kann die Kom-

mission nur aus externen Mitgliedern der Professorengruppe sowie gleichermaßen geeigneten Perso-
nen bestehen. 2Beratend gehören ihr je ein Mitglied der Mitarbeitergruppe und der Studierenden, so-
wie die Schwerbehindertenvertretung und die Gleichstellungsbeauftragte an. 
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§ 6 
Konstituierende Sitzung 

(1) Die Einladung zur konstituierenden Sitzung erfolgt durch das dienstälteste interne Mitglied zeitnah 
nach der Wahl der Kommissionsmitglieder. 

 
(2) 1Die Berufungskommissionsmitglieder wählen aus ihrer Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzen-

den sowie ihre oder seine Stellvertretung. 2Sie können Nichtmitgliedern Rederecht einräumen. 
 
(3) Die Berufungskommission legt einen Zeitplan für das weitere Verfahren fest. 
 
(4) 1Die Berufungskommission trifft ihre Entscheidungen mit der Mehrheit ihrer stimmberechtigten Mitglie-

der. 2Bei der Auswahl der Kandidatinnen und Kandidaten, der Beurteilung der Listenfähigkeit und der 
Verabschiedung der Liste ist darüber hinaus auch die Mehrheit der Mitglieder der Professorengruppe 
erforderlich. 

 
 

§ 7 
Verfahren nach Eingang der Bewerbungen, Vorauswahl 

(1) Die eingegangenen Bewerbungen werden vom Präsidium auf die Erfüllung der gesetzlichen Einstel-
lungsvoraussetzungen geprüft (NHG § 25, Abs. 1-3) und an die Kommissionsvorsitzende/den Kom-
missionsvorsitzenden weitergeleitet. 

 
(2) 1Die Berufungskommission sichtet die eingegangenen Bewerbungen anhand eines am Profilpapier 

orientierten und von der Kommission schriftlich festgelegten Kriterienkataloges. 2Anhand des entspre-
chend zu formulierenden Katalogs ist im Denominationsbereich erziehungswissenschaftlicher oder 
fachdidaktischer Aufgaben insbesondere darzulegen, welche zusätzlichen wissenschaftlichen Leis-
tungen die Bewerber/innen hinsichtlich ihrer pädagogisch-didaktischen Eignung nachweisen (§ 25 
Abs. 2 Satz 1 NHG). 3Ebenfalls anhand des entsprechend zu formulierenden Katalogs ist bei nicht ha-
bilitierten Bewerberinnen oder Bewerbern insbesondere darzulegen, welche habilitationsadäquaten 
Leistungen nachgewiesen werden. 

 
(3) 1Eine aktive Rekrutierung besonders geeigneter Bewerberinnen und Bewerbern ist durch Entschei-

dung der Berufungskommission möglich. 2Die zur Durchführung erforderlichen Schritte werden vom 
Präsidium im Einvernehmen mit der Berufungskommission koordiniert und protokolliert. 3Die Protokol-
le sind Bestandteil der Berufungsakte. 

 
(4) Die Berufungskommission beschließt über eine Vorauswahl unter den Bewerberinnen und Bewerbern 

und fordert von diesen weitere Unterlagen (z.B. Bücher, Aufsätze, Nachweise der pädagogischen Eig-
nung) an. 

 
(5) Stellt das Präsidium auf Vorschlag der Berufungskommission fest, dass keine oder zu wenige geeig-

nete Bewerbungen vorliegen, beschließt es über die Wiederholung der Ausschreibung unter Setzung 
einer Nachfrist. 

 
(6) 1Die Berufungskommission lädt die in der Vorauswahl zu berücksichtigten Bewerberinnen und Bewer-

ber zu einer persönlichen Vorstellung ein. 2Die Zahl der Eingeladenen soll in der Regel nicht über 
sechs liegen. 3Sie legt die Termine, die Dauer und die Inhalte der Vorstellung fest. 

 
(7) 1Die Vorstellung besteht in der Regel aus einem Fachvortrag mit Diskussion, einer Komponente mit 

Lehrbezug und einem Gespräch mit der Berufungskommission. 2 Das Gespräch ist nicht hochschulöf-
fentlich. 3 Über Form und Umfang entscheidet die Berufungskommission.  

 
 

§ 8 
Begutachtung 

(1) Im Anschluss an die Vorstellung legt die Kommission die von ihr als listenfähig angesehenen Kandida-
tinnen und Kandidaten fest. 
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(2) 1Es werden in der Regel auf Vorschlag der Berufungskommission zwei vergleichende externe Gutach-
ten angefordert. 2Sollte die Kommission mindestens drei externe Mitglieder haben, kann auf diese ex-
ternen Gutachten verzichtet werden. 

 
(3) 1Den externen Gutachterinnen und Gutachtern sind das Profilpapier, der Ausschreibungstext, die Be-

werbungsunterlagen der Kandidatinnen und Kandidaten, die erforderlichen Einstellungsvoraussetzun-
gen und der Kriterienkatalog zuzuleiten. 2Sie sind über die Einstellungsvoraussetzungen und den Kri-
terienkatalog zu unterrichten sowie über die Befangenheitsgrundsätze zu belehren. 3Die Kommission 
räumt zur Erstattung der Gutachten eine Frist von maximal drei Monaten ein. 

 
 

§ 9 
Beschluss über die Vorbereitung des Berufungsvorschlages 

(1) 1Die Berufungskommission beschließt nach Eingang der externen Gutachten über den Berufungsvor-
schlag und begründet ihn. 2Dabei sollen in der Regel drei Personen berücksichtigt werden. 

 
(2) 1Die/ der Vorsitzende verfasst den Abschlussbericht. 2Jedes Mitglied ist berechtigt, einen Minderhei-

tenvorschlag vorzulegen. 3Dieser soll nur Personen enthalten, die sich vorgestellt haben. 4Die Stel-
lungnahmen der Gleichstellungsbeauftragten und der Schwerbehindertenvertretung sind einzuholen. 

 
(3) Der Vorschlag der Berufungskommission ist mit der gesamten Berufungsakte (Inhaltsübersicht siehe 

Anlage 1) dem Senat zuzuleiten. 
 
 

IV. 
Abschluss des Verfahrens; Sonstiges 

 
§ 10 

Stellungnahme des Senates 

(1) 1Die Berufungsakte wird den Senatsmitgliedern zur Einsicht zur Verfügung gestellt. 2Dies geschieht 
möglichst 2 Wochen vor dem Senatstermin und spätestens ab dem Zeitpunkt der Versendung der Ta-
gesordnung für den Senat, in dem der Berufungsvorschlag behandelt werden soll. 3Die Vertraulichkeit 
ist zu beachten. 

 
(2) 1Der Senat nimmt in nicht-öffentlicher Sitzung zu dem Berufungsvorschlag Stellung. 2Bei einer negati-

ven Stellungnahme kann er den Vorschlag einmal mit schriftlicher Begründung an die Berufungskom-
mission zurück verweisen. 

 
 

§ 11 
Entscheidung des Präsidiums 

(1) 1Dem Präsidium obliegt die abschließende Entscheidung über den Berufungsvorschlag. 2Der Beru-
fungsvorschlag kann vom Präsidium an die Berufungskommission zurückverwiesen werden. 3Bei einer 
Geltendmachung der Verletzung des Gleichstellungsauftrages durch die Gleichstellungsbeauftragte 
führt das Präsidium ein Gespräch mit der/dem Vorsitzenden der Berufungskommission und der 
Gleichstellungsbeauftragten. 4Danach erfolgt eine erneute Entscheidung des Präsidiums. 5Wird der 
Vorschlag dabei nicht zurück verwiesen, ist dies schriftlich zu begründen. 

 
(2) Das Präsidium leitet den Berufungsvorschlag samt aller erforderlichen Unterlagen (Anlage 1) an das 

Fachministerium weiter. 
 
 

§ 12 
Hochschulöffentliche Bekanntmachung des Berufungsvorschlages 

(1) 1Die Präsidentin/der Präsident macht den Berufungsvorschlag hochschulöffentlich bekannt. 2Die Be-
kanntmachung muss sich auf Namen und Reihung beschränken und darf keine Begründung sowie 
keine persönliche Wertung oder Beurteilung enthalten. 
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(2) 1Sie oder er unterrichtet alle Bewerberinnen und Bewerber über den Verfahrensstand, nachdem der 
Berufungsvorschlag dem Fachministerium vorgelegt wurde. 2Den Bewerberinnen und Bewerbern sind 
alle eingereichten Unterlagen, die nicht Teil der Berufungsakte sind, zurückzusenden. 

 
 

§ 13 
Unterrichtung der nicht berücksichtigten Vorgeschlagenen und der nicht Platzierten 

1Alle unterlegenen Bewerberinnen und Bewerber werden innerhalb von vier Wochen nach Ruferteilung vom 
Präsidium unterrichtet. 2Dabei ist der Name der Person mitzuteilen, die den Ruf erhalten hat. 3Den platzier-
ten, aber unterlegenen Bewerberinnen und Bewerbern ist darüber hinaus der Name der Person mitzuteilen, 
die aufgrund der Rufannahme ernannt werden soll. 4Die Unterrichtung aller unterlegenen Bewerberinnen 
und Bewerber muss mindestens 2 Wochen vor der Ernennung durch das Präsidium mitgeteilt werden. 5In 
diese Mitteilung ist aufzunehmen, wann beabsichtigt ist, die Ernennung vorzunehmen. 
 
 

§ 14 
Antrittsvorlesung 

Jede neu berufene Professorin oder jeder neu berufene Professor der Universität Vechta ist verpflichtet, 
innerhalb eines Jahres nach der Ernennung bzw. Anstellung eine öffentliche Antrittsvorlesung zu halten, zu 
der das Institut/Fach einlädt. 
 
 

§ 15 
Schlussbestimmungen 

1Diese Verfahrensordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtlichen Mitteilungsblatt der Univer-
sität Vechta in Kraft. 2Sie gilt für Berufungsverfahren, deren Ausschreibungstexte nach diesem Tag vom 
Fachministerium genehmigt wurden bzw. von deren Ausschreibung durch Entscheidung des Fachministeri-
ums nach diesem Tage abgesehen wurde. 3Gleichzeitig tritt die Berufungsverfahrensordnung vom Januar 
2001 sowie auf ihr beruhende Verfügungen außer Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Entwurfsverfasserinnen dieser Ordnung: 
Dr. Lydia Kocar  
Petra Lüder-Kampe 
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Anlagen: 

 
Anlage 1: Übersicht über den Inhalt der Berufungsakte 
 
Anlage 2: Schreiben des MWK vom 10.01.2007 über Berufungen von Professorinnen und Professoren 
 
Anlage 3: Empfehlungen der Wissenschaftlichen Kommission Niedersachsen zur Qualitätssicherung 

von Berufungsverfahren in Universitäten und Hochschulen vom März 2005 
 
Anlage 4: Empfehlungen des Wissenschaftsrates zur Ausgestaltung von Berufungsverfahren vom 

Mai 2005 
 

Anlage 5: Empfehlungen des Wissenschaftsrates zur Chancengleichheit von Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftlern vom Juli 2007 

 
Anlage 6: Forschungsorientierte Gleichstellungsstandards der DFG vom August 2008 
 
Redaktioneller Hinweis: Die Anlagen 3 - 6 sind aus Gründen der Dokumentgröße nicht 
angefügt. Sie sind im Internet auf den Webseiten der jeweiligen Institutionen abrufbar 
und im Justiziariat der Universität Vechta erhältlich. 
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Anlage 1: Übersicht über den Inhalt der Berufungsakte 
 
 
(1) Inhaltsübersicht 
 
(2) Profilpapier 
 
(3) Ausschreibungstext der Stelle; Zeitpunkt der Ausschreibung und Presseorgan; Erlass des Nds. Minis-

teriums für Wissenschaft und Kultur über die Genehmigung des Ausschreibungstextes. 
 
(4) Gesamtübersicht der Bewerberinnen und Bewerber in Form einer nummerierten Tabelle mit Begrün-

dung zur Erfüllung der Einstellungsvoraussetzungen und des Kriterienkatalogs oder Nennung der 
Ausschlussgründe 

 
(5) Abschlussbericht über die Arbeit der Berufungskommission: 
 

Sämtliche Protokolle der Berufungskommission, insbesondere die Anhörungsprotokolle; Dokumentati-
on des Auswahlverfahrens mit Anwendung der festgelegten Kriterien auf die Bewerberinnen und Be-
werber; Begründung für die gewählte Reihenfolge und eine eingehende und vergleichende Würdigung 
der fachlichen, pädagogischen und persönlichen Eignung der Platzierten; ggf. ist als Anlage eine Rek-
rutierungsprotokollierung beizufügen. 

 
(6) Vergleichende Gutachten 
 
(7) Beschluss des Senates über die Bildung der Berufungskommission mit Anlagen wie Minderheitenvo-

ten, Stellungsnahmen 
 
(8) Beschluss des Senates über den Berufungsvorschlag mit Anlagen wie Minderheitenvoten, Stellungs-

nahmen 
 
(9) Unterlagen über die Beteiligung und etwaige Stellungnahmen der Gleichstellungsbeauftragten und 

ggf. der Schwerbehindertenvertretung. 
 
(10) Gesamtunterlagen der Vorgeschlagenen in der Reihenfolge ihrer Platzierung: 
 

a) Personalbogen, ggf., falls vorhanden, Erklärung zu evtl. früherer Tätigkeit für den Staatssicher-
heitsdienst der ehemaligen DDR, 

 

b) Bewerbungsschreiben, 
 

c) tabellarischer Lebenslauf, 
 

d) Veröffentlichungsliste (sofern nicht auf Personalbogen angegeben), Lehrveranstaltungsliste, 
Unterlagen über die pädagogische Eignung, 

 

e) Zeugnisse, 
 

f) Einverständniserklärung zur Einsicht in die Personalakte. 
 
(11) Gesamtunterlagen der begutachteten Bewerberinnen oder Bewerber in alphabetischer Reihenfolge. 
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Anlage 2: Schreiben des MWK vom 10.01.2007 über Berufungen von Professorinnen 

und Professoren 
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